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Neue Viermächte - Begegnung ist nötig
Moskaus N ote ist ein Erfolg der westlichen Politik

Berlin (Eigenmeldung). Die neue Sawjefcnote erscheine als 
ein Fortschritt gegenüber den bisherigen Noten, hat Bundes­
minister Jakob Kaiser erklärt. Der Kreml erkläre sich immer­
hin nunmehr bereit, an der von den Westmüchten v*rge- 
sehlagenen Viererkonferenz teilzunehmen. Nach allen Erfah­
rungen der letzten Jahre und dem bisherigen Verlauf des 
Notenwechsels zwischen den Westmächten und Moskau könne 
man auch von dieser Viererkonferenz — „falls sie zustande 
kommt, was wir wünschen“ — keine Wunder erwarten. Die 
Gegensätze, seien zu groß, als daß sie sich von heute auf 
morgen lösen ließen, „auch wenn man vom Notenwechsel zum 
Konferenztisch übergeht“.

Mit dem Notenwechsel, der 
Bewegung in die deutsche Frage 
brachte, habe sich manche deut­
sche Hoffnung verbunden, sagte 
Jakob Kaiser. „Bisher bestätigt?, 
sicli keine dieser Hoffnungen 
aber auch nur annähernd. Das 
soll nicht heißen, daß der No­
tenwechsel nutzlos gewesen 
wäre. Er hat gewiß zu notwen­
digen Klarstellungen zwischen 
Ost und West geführt.

Er hat vor allem auch bewie­
sen, daß den beteiligten Völ­
kern mit .Notenwechsel allein 
nicht geholfen werden kann. 
Sondern daß es zu neuer Be­
gegnung der Mächte kommen 
muß, von deren Verständigung 
nicht zuletzt eine Wendung des 
deutschen Schicksals ab hangt.“

Die realistische Beurteilung 
der Möglichkeiten einer Vierer­
konferenz kann und darf nach 
Ansicht Jakob Kaisers nicht 
entmutigen: „Denn wir beken­
nen uns immer wieder zu der 
Notwendigkeit, die Wiederver­
einigung unseres Landes mit 
den Mitteln der Politik — d. h. 
auf friedlichem Wege — zu er­
reichen. Ein solcher Weg kann 
nur Schritt für Schritt zurück­
gelegt werden. Bei dieser not­
wendigen nüchternen Feststel­

lung gibt es für uns heute eine 
große Ermutigung. Eine Ermu­
tigung auch für die Zone:

Es gibt keine Lösung der 
deutschen Frage mehr über un­
seren K#pf hinweg. Welche 
Macht das auch immer ver­

suchen würde, sie würde diö 
Wirklichkeit verkennen.

Diese Wirklichkeit ist der un­
erschütterliche Wille aller 
Deutschen diesseits und jen­
seits der noch bestehenden Tren­
nungslinie, sich niemals mit 
einer Teilung abzufinden.“

Den Deutschen in der Bundes­
republik sei dabei die Ver­
pflichtung entschlossener politi­
scher Aktivität aufgegeben. Den 
Menschen in der Zone bleibe 
eine ungleich schwerere Auf­
gabe: der Wiedervereinigung in 
Freiheit durch Ausharren zu 
dienen,

„Wenn wir in dieser unserer 
beiderseitigen Verpflichtung Zu­
sammenwirken, werden wir Er- 
folg haben.“

Drei Vopo-Regimenter fliieJiteten
4425 Deserteure in einem Jahr

Berlin (Eigenmeldung). Seit 
Jahresanfang haben sich insge­
samt 4425 Volkspolizisten, unter 
ihnen 250 Kommissare, als 
Flüchtlinge bei der Westberliner 
Polizei gemeldet. Das entspricht 
etwa der Mannschaftsstärke von 
drei Regimentern.

Allein im November kamen 
458 geflüchtete Volkspolizisten, 
darunter .37 Kommissare, nach 
Westberlin.

Gesamtverband
der F lüchtlinge

Berlin (Eigenmeldung). Der 
Landesverband Berlin des Ge­
samt verbaiides der Sowjetzonen- 
fiüchtlinge hielt seine Grün­
dungsversammlung, die von über 
1000 Personen besucht war, ab.

Die Grüße des Bundesvor- 
standes des Gesamtverbandes 
überbrachte Werner Jöhren; der 
Bundestagsabgeordnete Dr. 
Henn vom Bundesvorstand 
sprach über Zweck und Ziele 
des Gesamt verbandes, dessen 
Aufgabe es sei, die Interessen 
der Sowjetzonenflüchtlinge vor 
den Parlamenten und den Be­
hörden zu vertreten. Der Ge- 
samtverband ist überparteilich 
und überkonfessionell. Zum Vor­
sitzenden des Landesverbandes 
Berlin wurde der Kaufmann 
Otto Kintzel, zu stellvertreten­
den Vorsitzenden Rechtsanwalt 
Paul Scheffler und Verlagsbuch­
händler Werner Jöhren gewählt,- 
Am 13. Dezember findet in Bonn 
die Generalversammlung des 
Gesamtverbandes statt.
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Großes 
diplomatisches 

Spie1
WG. Mit dem Überraschungs­

effekt, auf den sich die sowje­
tische Diplomatie so gut ver­
steht, hat Moskau nun doch 
einer Viererkonferenz zuge­
stimmt. Diese plötzliche Wen­
dung wurde von der letzten 
Note der Westmächte herbei­
geführt, die zu erkennen gab, 
daß die Bemühungen um das 
Zustandekommen einer solchen 
Konferenz gescheitert seien, und 
eine weitere Fortsetzung des 
Notenwechsels keinen Sinn mehr 
habe. Schon vorher hatte Molo- 
tow in einer Pressekonferenz 
— seit Jahren der ersten, die 
im Kreml stattfand — gegen die 
westliche Annahme protestiert, 
daß Moskau sich einer Vierer­
konferenz zu entziehen suche. 
Diese Annahme war zwangs­
läufig der Tatsache entsprungen, 
daß die sowjetische Regierung 
in ihren Noten auf die zweimal 
ausgesprochene Einladung nach 
Lugano mit keiner Silbe ein­
ging, sondern mit immer neuen 
Ausflüchten den Notenwechsel an­
scheinend zu verewigen suchte. 
Unter dem Zwang der Alter­
native, entweder die durch Ein­
berufung der Bermuda-Konfe­
renz vorgezeichnete neue Politik 
des Westens ungehindert zur Ent­
faltung kommen zu lassen, oder 
ihr mit einer diplomatischen 
Aktion zu begegnen, hat dann 
die Sowjetregierung schließlich 
der Viererkonferenz zugestimmt. 
Daß sie Berlin als Tagungsort 
vorschlägt, sollte keinen Anlaß 
zum Streit mit ihr geben. In 
Berlin nämlich • hat im ehe­
maligen Kontrollrat durch so­
wjetische Schuld die Spaltung- 
Deutschlands begonnen. Es ist 
immer sinnvoll, daß der Übel­
täter an die Stätte seiner Untat 
zurückkehrt.

Dramatischer Höhepunkt
Man kann aus der Wendung 

Moskaus mindestens entnehmen, 
daß die Sowjets auf die Vierer­
konferenz größten Wert legen. 
Sie wird, da sie dem politischen 
Ringen mehrerer Jahre den 
dramatischen Höhepunkt ver­
leiht, eine diplomatische Kraft- 

■ probe ersten Banges werden, in

der die Linien schicksalhafter 
Entscheidungen zusammenlau­
fen. Ob zu verständigen Lösun­
gen oder nur zur Bestätigung 
der Unvereinbarkeit beider Posi­
tionen — wir werden sehen.

Der Westen muß jedenfalls 
wissen, daß er mit dem Be­
treten des Konferenzsaales in 
ein g r o ß e s  d i p l o m a ­
t i s c h e s  S p i e l  eintritt, in 
dem es um höchste Einsätze 
geht. Er muß wissen, was ihn 
dort an raffinierter Diplomatie 
und Propaganda erwartet — 
bald in Glacehandschuhen und 
bald in aufgekrempelten Hemds­
ärmeln —, und er wird sich au- 
strengen müssen, dem Gegner 
auf allen Feldern und in allen 
Phasen dieses politischen Rin­
gens gewachsen und sogar über­
legen zu sein. Das wird den 
Westmächten am besten ge­
lingen, wenn sie mit einer ein­
fachen, klaren und absolut ein­
heitlichen Konzeption am Kon­
ferenztisch erscheinen, aus der 
die unbedingte Redlichkeit und 
Rechtlichkeit ihres Willens zur 
Verständigung für jedermann 
sichtbar werden. Zwei Ziele 
allerdings stehen dabei außer­
halb jedes politischen Geschäf­
tes : die Freiheit und die Sicher­
heit jener Welt, für die der 
Westen verantwortlich ist, und 
der auch Deutschland zugehört. 
Wenn er innerhalb dieser Gren­
zen bis zum äußersten um eine 
Lösung bemüht bleibt, die zu­
gleich auch dem Sicherheits­
bedürfnis der Sowjets Rechnung 
trägt, dann wird er gerecht­
fertigt sein — ob die Konferenz 
gelingt oder scheitert.

Optimismus oder Pessimismus?
Die Unterhändler der West­

mächte müssen sich auch dar­
über klar sein, daß weder heute 
noch morgen mit einer Situation 
zu rechnen ist, in der die Pro­
bleme, um die es auf der Kon­
ferenz geht, sozusagen mit 
einem Schlage gelöst werden 
können. Möglicherweise werden 
sie vor die Frage gestellt wer­
den, ob sie einer evolutionären, 
über Zwischenstufen führenden 
Entwicklung vertrauen sollen, 
auch wenn sie nicht ganz ihrer 
bisherigen Konzeption entspricht. 
Sie werden dann entscheiden 
müssen, ob das eine Methode sein 
kann, um wenigstens in lebens­
wichtigen Fragen, wie z. B. der 
Deut.schlandfrage, gewisse Fort­
schritte zu erzielen, die über

klar definierte Zwischenstufen 
eine spätere Gesamtlösung er­
leichtern würden. Doch wie im­
mer man die Aufgaben und 
Aussichten der Konferenz be­
trachten mag: Man sollte sie 
■weder mit Optimismus noch mit 
Pessimismus betrachten. Viel­
mehr muß man den Versuch 
machen, eine ungewöhnlich wich­
tige und schwierige Aufgabe 
mit dem höchsten Einsatz diplo­
matischer Kunst zu einem über­
zeugenden Ergebnis zu führen. 
Auch ein Fehlschlag muß über­
zeugend sein, damit aus ihm die 
nun erst recht mögliche und not­
wendige Konzentration auf eine 
klare, entschlossene und gemein­
same Politik hervorgeht.

Zwischen Moskau und Paris
Es bedeutet eine tragische Er­

schwerung der westlichen Posi­
tion, daß die EVG zugleich Ge­
genstand leidenschaftlichen Strei­
tes in der französischen Natio­
nalversammlung und Hauptan­
griffsziel der sowjetischen Poli­
tik gegen den Westen ist. Hier 
fördert eines das andere. Das 
französische Parlament ist der 
archimedische Punkt geworden, 
von dem aus Moskau die Poli­
tik des Westens aus den An­
geln heben möchte. Einer der 
kommunistischen Führer, der 
Abgeordnete Jacques Duclos, 
hat in der außenpolitischen De­
batte der Nationalversammlung 
seinen bürgerlichen Verbünde­
ten gegen die Europäische Ge­
meinschaft zugerufen: „Nichts 
vermögen Sie gegen die EVG ohne 
die Kommunisten!“ Das ist voll­
kommen richtig, denn ohne die 
große kommunistische Gruppe 
würde die Ratifizierung der Ver­
träge kein französisches Pro­
blem sein. Aber ebenso richtig 
ist: Kommunisten und Nationa­
listen, die sich zusammenfinden, 
können zwar überall eine Poli­
tik sabotieren, aber nirgendwo 
eine neue gemeinsam aufbauen.

Übersehen wir aber nicht, daß 
in der Debatte der Natio­
nalversammlung vieles gesagt 
wurde, was ermutigend ist, aus 
der Bereitschaft, mit Deutsch­
land gemeinsam eine euro­
päische Pflicht zu erfüllen. Diese 
europäische Stimme ist viel 
mehr die Stimme Frankreichs 
als die der Kommunisten und 
ihrer bürgerlichen Verbündeten. 
Wir hoffen, daß sie sich gegen 
alle Widerstände durchsetzen 
wird.
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Kraft für die ZukunftHauptziel bleibt 
die deutsche Einheit
Den Haag (AP). Bundeskanz­

ler Adenauer hat in einem In­
terview mit dem Bonner Kor­
respondenten der Amsterdamer 
Zeitung „Het Parool“ erklärt, das 
Hauptziel dev deutschen Politik 
sei, Mittel- und Ostdeutschland 
in die Sphäre der westlichen 
Demokratie zurückzuführen.

. Das könne nur durch die Wie­
dervereinigung Deutschlands in 
Frieden und Freiheit geschehen, 
das bedeute durch gesamtdeut­
sche Wahlen, Bildung einer ge­
samtdeutschen Regierung und 
Abschluß eines Friedensvertra­
ges zwischen dieser Regierung 
und den Siegermächten.

Zweijahresplan 
für Flüchtlinge

ßtnn (AP). Die An Siedlung 
von 10 000 vertriebenen Bauern­
familien innerhalb der nächsten 
beiden Jahre schlägt Bundes- 
vertriebenenminister Oberländer 
in dem von ihm entwickelten 
Zweijahresplan vor. Als weite­
rer wesentlicher Punkt seines 
Plans wird die Räumung der 
Flüchtlingslager bezeichnet. Zur 
Zeit leben noch etwa 300 000 
Vertriebene in Bagern.

Anläßlich seines ersten Berlin- 
Besuchs appellierte Oberländer 
an die Einigkeit der Heimatver- 
triebenenverbänds und stellte 
den Berliner Landesverband als 
erstrebenswertes Vorbild für 
den zu schaffenden Gesamtver­
band dar. Er kündigte an, daß 
er die zwei großen Vertriebe- 
nenverbände der Bundesrepublik 
zu Einigungsverhandlungen nach 
Berlin einladen werde.

Nur l°/o Arbeitslose
Dortmund (DPA). Im Ruhr­

gebiet mit seinen rund 3000 
Quadratkilometern leben gegen­
wärtig 4,4 Millionen Menschen. 
Nach einer von der nordrhein­
westfälischen Industrie- und 
Handelskammer veröffentlichten 
Statistik arbeiten davon 485 000 
im Bergbau und 435 000 in den 
übrigen Industrien. Es gibt nur 
42 000 Arbeitslose. Das ist noch 
nicht 1 Prozent.

„Mehr arbeiten — besser 
leben“, diesen verlogenen Leit­
satz des Übersollsystems hat 
die SED wieder auf propagan­
distischen Hochglanz poliert. 
Das „besser leben“ wurde mit 
einer Steuererleichterung und 
einer Preissenkung für sonst 
nicht verkäufliche Ladenhüter 
abgetan. Nun sollen Tausende 
von Meter zusätzlich gewebter 
Stoffe, zusätzlich geförderter 
Tonnen Kohle, chemischer Fa­
brikate, Stahlerzeugnisse dem 
SED-Staat ein Vielfaches der 
Einbuße an Steuergeldern wie­
der einbringen.

Ein schlechtes Geschäft für 
den Arbeiter. So offensichtlich 
unrentabel, daß selbst Pankow 
nicht glaubte, jemand könne 
freiwillig darauf eingehen. Des­
halb wurde die alte Form des 
Wettbewerbs abgeschafft: Nicht 
mehr auf längere, schwer kon­
trollierbare Zeiträume sollen 
die Selbstverpflichtungen abge­
schlossen werden, sondern eine 
bestimmte Übersolleistung wird 
für einen Monat festgesetzt und 
dann regelmäßig gesteigert. Als 
„Erfinderin“ dieses Übersoll­
systems mit - eingebauter Kon­
trolluhr präsentierte man eine 
Frida Hockauf.

Hinter der Hockauf-Bewegung 
aber warten Zuchthausstrafen 
für die, die nicht ihr letztes 
bißchen Gesundheit für den 
Staatsbetrieb opfern wollen. 
Man stelle sich vor: Arbeiter 
der sowjetzonalen Staatsbetriebe 
werden verhaftet, nicht weil sie 
nicht arbeiten wollen, sondern 
weil sie n i c h t  n o c h  m e h r  
arbeiten wollen!

Berlin (Eigenmeldung). Der 
Bundesminister für gesamt­
deutsche Fragen, Jakob Kaiser, 
hat im Zusammenhang mit dem 
Vorschlag Ulbrichts über die 
Frage der Reparationen erklärt, 
daß von der Bundesrepublik Re­
parationen, wie sie die Sowjet­
zone1' habe leisten müssen, nicht 
geleistet wurden.

Das Bundesministerium für 
gesamtdeutsche Fragen hat in 
überaus vorsichtiger Weise eine 
Zusammenstellung der Leistun­
gen der Sowjetzone für Repara­
tionen und Besatzungskosten 
von 1945 bis 1953 angefertigt. 
Daraus ergibt sich, daß die So-

Aber Staatssicherheitsdienst 
und die Arbeitskraftplaner in 
Pankow haben sich damit auf 
ein gefährliches Gebiet begeben. 
Es gibt Grenzen, an denen auch 
der Zwang versagt. Dort näm­
lich, wo man Menschen zur 
Selbstvernichtung treiben will. 
Der Arbeiter in der Sowjetzone 
weiß: Er ruiniert sich selbst, 
seine Gesundheit und seine Ar­
beitskraft, wenn er auch nur 
noch einer einzigen Erhöhung 
seines Solls zustimmt. Gesund­
heit und Arbeitskraft aber 
braucht er für die seit Jahren 
ersehnte Zukunft in einem ge­
einten und freien Deutschland, 
wo auch er endlich, wie heute 
sein Kollege in Westdeutsch­
land, für seine Leistung wieder 
echten Lohn und brauchbare 
Waren bekommt. Niemand- ver­
kauft seine Hoffnung auf diese 
Zukunft für einen Aktivisten­
titel. Und kein Risiko ist zu 
groß, um sie zu bewahren.

Deshalb lehnen die Beleg­
schaften der sowjetzonalen 
Staatsbetriebe geschlossen jede 
Produktionssteigerung ab. Mehr 
noch: Sie schrauben ihre Arbeit 
auf ein normales Maß zurück. 
Dem „Mehr arbeiten — besser 
leben“ der SED steht längst die 
Parole der Arbeiter entgegen: 
„Arbeite langsam!“ Denn die 
Kraft, die sich der Arbeiter der 
Sowjetzone heute bewahrt, ist 
sein Wechsel auf die Zukunft. 
Sozusagen sein persönliches 
Sparkonto, das ihm Pankow 
letzten Endes trotz Volkspolizei, 
SSD und Verhaftungen doch 
nicht sperren kann.

wjetzone in der angegebenen 
Zeit rund 48,19 Milliarden Mark 
hat zahlen müssen. Diese Zahlen 
sind eher zu niedrig als zu hoch. 
Es ist in ihnen außerdem die 
sogenannte Beuteaktion der 
UdSSR unmittelbar nach Kriegs­
ende nicht enthalten. In diesen 
Zahlen betragen die Leistungen 
an Warenlieferungen nahezu 
35 Milliarden Mark. Die Kauf­
preise für zurückgegebene SAG- 
Betriebe beziffern sich auf 
2.5 Milliarden Mark, und die 
Kosten des Uranbergbaus von 
1947 bis 1953 haben sich eben­
falls auf nahezu rund 8 Milliar­
den Mark belaufen.

Pankow nmSte 48,13 Milliarden Mark an Moskau zahlen



Eine erfolgreiche Europa-Konferenz
Das Treffen der Außenminister — Ziel: Freier Warenverkehr

Den. Haag (AP/DPA). Die Kon­
ferenz der Außenminister der 
sechs Montan-tjni*n-Staaten im 
Haag, die jetzt beendet wurde, 
ist von Bundeskanzler Dr. Aden­
auer als die „erfolgreichste Kon­
ferenz der europäischen Staa­
ten, die bisher stattgefunden 
hat“, bezeichnet worden. Zum 
erstenmal hätten sich auf dieser 
Konferenz auch die Regierun­
gen auf den Grundplan eines 
politisch geeinten Europas fest­
gelegt.

Wie aus dem Schlußkommu- 
niqué der Außenminister-Kon­
ferenz hervorgeht, ist ein ge­
meinsamer Markt der sechs 
Staaten das wirtschaftliche Ziel. 
Der gemeinsame Markt soll den 
freien Verkehr von Waren, 
Dienstleistungen und Kapital 
sowie die Freizügigkeit der Per­
sonen gewährleisten. Die noch 
nicht geklärten Fragen im Zu­
sammenhang mit der Bildung 
der Europäischen Politischen 
Gemeinschaft (EPG) soll eine 
Studienkommission bis zum 
15. März klären. Die Außen­
minister selbst wollen am 
BO. März in Brüssel wieder Z u ­
sammenkommen.

Als die politisch wichtigste 
Entscheidung bezeichnete Dr. 
Adenauer die Zustimmung der 
Minister zur direkten Wahl 
einer Völkerkammer der EPG 
durch die Bevölkerung der sechs 
Staaten. „Ich verlasse Den Haag

mit der festen Überzeugung, 
daß wir jetzt neue Hoffnung für 
die baldige Verwirklichung der 
EPG haben dürfen . . .  Es geht 
vorwärts“, sagte Adenauer.

Begnadigung abgelehnt
Washington (DPA). Eine Be­

gnadigung des wegen Spionage 
für die Sowjetunion verurteilten 
Alger Hiss, eines ehemals lei­
tenden Angestellten des XJS- 
Äiißenministeriums, hat der 
Gnadenausschuß der üS-Regie- 
rung jetzt zum zweitenmal ab- 
gelehnt.

Was dem Osten recht is t , . .
New York (DPA/AP). Der bri­

tische Staatsminister Selvin 
Lloyd wandte sich im Politi­
schen Ausschuß der UN-Vollver- 
sammiung gegen die Behaup­
tung des sowjetischen Delegier­
ten Wysehinski, die Bermuda- 
Konferenz werde die internatio­
nale Spannung erhöhen.

„Wir haben nichts dagegen, 
daß Mao Tse Tung Moskau be­
sucht, um mit Malenkow ge­
meinsame Probleme zu erör­
tern“, sagte Lloyd. „Ich kann 
nicht verstehen, warum Wy- 
schinski in der Tatsache etwas 
Bedauerliches sieht, daß sich die 
Regierungschefs der Westmächte 
in Bermuda treffen werden.“

Laßt die Gefangenen frei!
Eindringlicher deutscher Appell vor den UN

New York (DPA/AP). Staats­
sekretär Prof. Hallstein appel­
lierte an die UN, sich für die 
Heimführimg der vielen noch in 
kommunistischen Ländern be­
findlichen deutschen Kriegsge­
fangenen einzusetzen. Hallstein, 
der als erster Vertreter der 
Bundesrepublik vor einem Aus­
schuß der UN sprach, forderte 
ferner die Sowjetunion, Polen 
und die Tschechoslowakei auf, 
die noch festgehaltenen deut­
schen Kriegs- und Zivilgefange­
nen freizulassen.

Hallstein teilte dem Sozialaus­
schuß mit, daß nach dem Stand

Brüssel für Verteidigungsgemeinschaft
Die dritte Zustimmung — Bald Ratifizierung

Brüssel (AP/DPA). Als drittes 
Abgeordnetenhaus eines EVG- 
Landes stimmte die belgische 
Kammer mit Zweidrittelmehr­
heit für die Ratifizierung des 
EVG - Vertrages. Das Haus 
sprach sich mit 148 gegen 49 
Stimmen bei drei Enthaltungen 
für den EVG-Yertrag aus. Das 
Gesetz über die Ratifizierung 
des EVG-Vertrages kommt jetzt 
vor den Senat. Eine Mehrheit 
für den Vertrag ist auch dort 
sicher.

In Holland, dessen zweite 
Kammer schon im vergangenen 
Juli mit 75 gegen 11 für den 
EVG-Vertrag stimmte, hat am 
Donnerstag ein Sonderausschuß 
des Senats auch der ersten Kam­

mer die Ratifizierung emp­
fohlen. Die Senatoren sprachen 
sich für den Verbleib der briti­
schen und amerikanischen Trup­
pen auf dem Kontinent aus.

Aller Voraussicht nach werden 
Belgien und Holland den EVG- 
Vertrag Ende Dezember oder 
Anfang Januar ratifizieren, Ita­
lien etwas später.

Ein Eingeständnis
Yatikanstadt (KNA). Das 

Schweigen der Kommunisten auf 
die Meldung, Kardinal Wy­
sehinski befinde sich zusammen 
mit Berija in der gefürchteten 
Lubjanka in Moskau, sei ein 
ungewolltes Eingeständnis, er­
klärte der Vatikansender,

vom 1. September nachweislich 
102 958 deutsche Soldaten lebend 
in Gefangenschaft geraten, bis 
auf die in den letzten Wochen 
entlassenen 6870 Personen aber 
bisher nicht zurückgekehrt sind. 
Die Bundesregierung habe fer­
ner Beweise dafür, daß noch 
mindestens 133 000 deutsche Zi­
vilpersonen in der Sowjetunion 
festgehalten werden. Polen und 
die Tschechoslowakei halten 
nach den Angaben des Staats­
sekretärs 2047 bzw. 3434 deut­
sche Gefangene zurück.

Nach Hallstein sprachen zum 
gleichen Thema Vertreter Ja­
pans und Italiens. Der italie­
nische Delegierte teilte piit, 
daß seine Regierung keine In­
formationen über das Schicksal 
der an der Ostfront vermißten 
63 000 italienischen Soldaten be­
sitze. Bisher sei erst ein ein­
ziger Italiener aus sowjetischer 
Gefangenschaft zurückgekehrt.

Aufruf zur Hilfe
Bonn (DPA). Mit einem Appell 

an die deutsche Bevölkerung hat 
Bundespräsident Heuss einen 
Aufruf der deutschen Wohl­
fahrtsverbände unterstützt, für 
die Kriegsgefangenenhilfe zu 
spenden. „Wir hoffen alle, daß 
das so leidvolle Kapitel der 
Kriegsgefangenen bald abge­
schlossen werden möge. Aber 
niemand darf verkennen, daß es 
noch in sehr schmerzhafter 
Weise aktuell ist“, erklärt der 
Bundespräsident.



Ulbrichts Schlag ins Wasser
Reparationen als Waffe in der „Friedensoffensive“  — Verlogene Argumente

Mit allen Mitteln wird die sogenannte „Friedensoffensive“ der 
Sßw jetzonenmachtbaber fortgesetzt. Fast kein Tag vergebt, an 
dem nicht irgendein neuer Vorstoß zu verzeichnen wäre. Noten, 
Appelle, Protestversammlimgen, Briefe, ja sogar Volkskammer- 
Tagungen müssen herhalten, das Trommelfeuer zu verstärken, 
Dabei ist dem Haupttrommler, Ulbricht, jedes Mittel der Hetze, 
Verleumdung, Verstellung, der Lüge, aber auch der Dockung 
recht. Man keimt sie alle schon längst ans Erfahrung und weiß, 
was man von ihnen zu halten hat.
Herr Ulbricht hat sich vor 

einigen Tagen auch in einem 
Brief an die Bundesregierung 
mit der Frage der Reparationen 
und der Besatzungskosten be­
faßt und diesen Brief noch in 
einer höchst einseitigen Presse­
konferenz erläutern lassen, die 
nur die Gelegenheit abgeben 
sollte, die von den westlichen 
Alliierten betriebene „scham­
lose Ausbeutung“ mit Milliar­
denzahlen zu unterstreichen.

über die erschreckende Höhe 
der Kosten und Opfer des vor- 
lorenen Krieges brauchen wir 
keine Worte zu verlieren, sie 
werden uns jeden Tag aufs neue 
vor Augen geführt. Aber wenn 
Herr Ulbricht die Demontagen, 
die Reparationen und Besat­
zungspolitik der Westalliierten 
angreift, so hätte doch nichts 
näher gelegen, als daß er nun 
einmal mit genauen Zahlen, 
nicht etwa zu 1944er Preisen, 
aufgewartet und die Opfer hü­
ben und drüben einander gegen­
übergestellt hätte. Aber dar­
über schweigt er wohlweislich.

Er regt sich über die Demon­
tagen im Westen auf. Hat es je 
etwas Schlimmeres an Ausräu­
bung gegeben, als die sowje­
tischen Demontagen, die wir 
Berliner genugsam kennenge­
lernt haben? Wir wissen, daß 
sie selbst nicht halt machten 
vor der letzten elektrischen Lei­
tung und̂  dem letzten Schalter.

Noch sind sie «ffenbar gar 
nicht zu Ende. Bei der Rück­
gabe der zunächst auch demon­
tierten und dann wieder aufge­
bauten SAG-Betriebe geht der 
Streit um den Verbleib der von 
den Sowjets durchgeführten In­
vestitionen.

Ulbricht müßte selbstverständ­
lich auch sprechen von den Ein­
griffen in das Privateigentum, 
von den entschädigungslosen 
Enteignungen an Grund und 
Boden sowohl wie an Betrieben 
jeglicher Art. Er müßte reden 
von der Überführung der Be­

triebe in Volkseigentum und 
von der Ausbeutung der Wirt­
schaft durch die Entnahmen aus 
der laufenden Produktion, die 
sich im Laufe der Zeit auf eine 
hohe elfstellige Ziffer aufgehäuft 
haben. Was die Sowjets aus den 
SAG-Betrieben herausgeholt ha­
ben, ist schwer zu schätzen. 
Ihre Besatzungskosten allein 
haben zeitweise einen sehr ho­
hen Prozentsatz des gesamten 
sowjetzonalen Budgets ausge­
macht.

Wenn er heute auf deren 
großzügige Verminderung hin­
weist, so müßte er erwähnen, 
daß sie mit Milliardenziffern er­
setzt worden sind durch eigene 
Aufrüstung und Ausstattung 
einer immer größer werdenden 
Volksarmee.

Ulbricht wagt auch zu spre­
chen von der Überfremdung mit 
ausländischem Kapital. Er ver­
gißt zu erwähnen, daß es kaum 
je eine größere Überfremdung 
als in der Ostzone gegeben hat.

General Motors bat längst v«r 
dem Kriege die Opelwerke ge­
kauft. Ford errichtete mit eige­
nem Geld seine Kölner Fabrik. 
Firestone kaufte die Phoenix- 
Aktien ebenfalls mit eigenem 
Geld. Westdeutschland braucht 
weiteres ausländisches Kapital, 
um seine Werke so auszuriisten, 
wie es notwendig ist.

Die von den Sowjets verur­
sachte Notlage in der Sowjet­
zone hat diese selbst in erheb­
lichem Maße verschulden lassen. 
Freilich handelt es sich hier 
••um eine großzügige Geste der 
freundschaftlich gesinnten So­
wjets“. Beim Marshallplan und 
den anderweitigen Hilfen, die 
Westdeutschland so sehr gehol­
fen haben, kommt selbstver­
ständlich nur Versklavung in 
Frage. Wir werden sehen, wel­
che Rechnung die Sowjets für 
ihre „großzügige Hilfe“ präsen­
tieren.

Ulbricht hätte jedenfalls mit 
genauen Angaben über solche

Politik den Beweis erbracht, 
warum das einst blühende 
Deutschland hinter dem Eiser­
nen Vorhang eben durch die 
Aussaugungspolitik der Sowjets 
und durch die in ihren Dienst 
gestellte Wirtschafts- und Rü­
stungspolitik der DDR so sehr 
geschwächt wurde, daß ihre Be­
völkerung noch heute darben 
muß. Der Gläubiger Sowjet­
union hat in den letzten Jahren 
schon immer zu erkennen ge­
geben, daß er seine Gläubiger­
rechte mißbraucht für w irt­
schaftliche und politische Zwecke..

Ulbricht zetert gegen die Re­
gelung der deutschen Auslands­
schulden. Ob er sie genau so 
angreifen würde, wenn die So­
wjets die Gläubiger gewesen 
wären? Er wettert gegen den 
Vertrag mit Israel, obwohl er 
eine Wiedergutmachung von Un­
recht bedeutet. Auch die Be­
schlagnahme des deutschen Aus­
landseigentums und die Fort- 
nahme aller Patente wird schärf- 
stens angegriffen. Das Aus­
landseigentum war für die So­
wjets nicht erreichbar. Sie ha­
ben sich schadlos gehalten am 
Inlandseigentum.

War die Wertpapierbereini­
gung nicht eine Folge davon, 
daß die Sowjets die Berliner 
Wertpapierdepots ausgeplün­
dert haben? Haben sie sieh nicht 
auch deutscher Patente bemäch­
tigt, wo sie sie bekommen konn­
ten? Haben sie nicht Hunderts 
von deutschen Wissenschaft­
lern gegen ihren Willen nach 
Rußland verschleppt und ent­
gegen den Abmachungen fest­
gehalten?

Wo wäre Westdeutschland 
hingekommen ohne den Mar­
shallplan und ohne die anderen 
Hilfen? Das Ergebnis ist jeden­
falls, daß das Auf leben der 
westdeutschen Wirtschaft dank 
solcher Unterstützungen, dank 
aber vor allem des Fleißes einer 
Bevölkerung, die ohne Furcht 
und Schrecken tätig sein kann, 
als ein Wunder angesehen wird, 
während Ulbricht von seiner Re­
publik nur sagen könnte, daß 
sie viele, viele Milliarden 
braucht, damit sie wieder in 
den Stand gesetzt wird, wie er 
vor der Ausbeutung durch seine 
Freunde für Reparationsleistun­
gen gewesen ist.



Magistrat unter SEB-Kommando
Die klägliche Rolle des Ostberliner „Oberbürgermeisters44

In diesem Monat sind es fünf Jahre, seit die SED die ein­
heitliche Verwaltung Berlins zerschlug. Der Ostmagistrat nahm 
diesen 30. November zum Anlaß, um sein fünfjähriges Bestehen 
mit großem Aufwand zu feiern unter der Devise: „Das ganze 
Berlin unter einem Magistrat!“ Daß dieser Magistrat selbst­
verständlich kommunistisch sein soll, konnte man aus allen 
„Festreden“ erfahren. Was man in diesen Reden jedoch nicht 
erzählt hat, ist die Tatsache, daß die ganze Ostberliner Stadt­
verwaltung der örtlichen Leitung der Staatspartei untersteht 
uud daß sie eine Reihe von Magistrats-Referaten hat, die nichts 
anderes sind als kaschierte Agentenzentralen.

Da ist erst einmal der „Ober­
bürgermeister“ Ebert. Er unter­
steht sowohl dem Zentralkomi­
tee als auch direkt dem Sekre­
tariat der Bezirksleitung Berlin 
der SED. Praktisch hat der Ost­
berliner SED-Sekretär Alfred 
Neumann in allen Fragen der 
Stadtverwaltung größeres Stimm­
recht als das „Stadtoberhaupt“. 
Wer sich die Mühe macht, die 
Strukturpläne von Ostmagistrat 
und SED-Bezirksverwaltung in 
ihren Aufgabenbereichen zu ver­
gleichen, kann diese seltsame 
Tatsache jederzeit beweisen. 
Jede Magistratsabteilung, selbst 
wenn sie von einem Vertreter 
der nicht-kommunistischen Par­
teien geführt wird, untersteht 
in ihrer Beschlußfassung der 
zuständigen Abteilung der SED- 
Bezirksleitung Berlin. Wo keine 
direkte Kontrolle gewährleistet 
ist, greift die Leiterin der SED- 
Abteilung, Örg.-Instrukteure, 
Johanna Bleclm (SED/SSD), ein. 
Selbst Beschlüsse und Verfü­
gungen von Ebert und seinen 
Stellvertretern können nur mit 
Zustimmung der Blecha gefaßt 
werden. Für den „Oberbürger­
meister“ ein bemerkenswertes 
Maß an-politischer Selbständig­
keit.

Weiter gibt es die sogenannte 
Abteilung Marktforschung, die 
personalmäßig dem Ostmagistrat 
angegliedert ist, jedoch durch 
Sonderbeschluß dem Sekretär 
der SED-Bezirksleitung Bruno 
Baum untersteht. Ihre Aufgabe 
ist Wirtschafts- und Industrie­
spionage in Westberlin.

Als direkte SSD-Organisation 
und berüchtigte Spionagezentrale 
existiert weiterhin das Referat 
„Gesamtberlin“ unter Leitung 
des Ex-Vopo-Präsidenten Wal­
demar Schmidt. Dieses Referat 
sieht seine Hauptaufgabe darin, 
Spitzel nach Westberlin einzu­
schleusen, Agenten für den SSD 
anzuwerben und dem SSD ge­

fährlich dünken de Personen 
überwachen zu lassen. Diese 
Abteilung .und das Sekretariat 
des „Oberbürgermeisters“ geben 
auch die Magistratsausweise für 
die Ostberliner SED-AngehörL 
gen aus.

Vom Staatssicherheitsdienst 
angeworbene Agenten erhalten 
nicht selten einen der sogenann­
ten „Volksvertreter“ als Kon­
taktmann zugeteilt. Vom klei­
nen Hausobmann über den Stra­
ßenvertrauensmann zum Volks­
vertreter und dem Wollweber- 
schen Staatssekretariat führt 
der Weg der Ostberliner „ein­
heitlichen Stadtverwaltung“.

Was bleibt, sind demagogische 
Erklärungen Ostberliner SED- 
Sekretäre: „Berlin hat Arbeit 
für alle!“ , „Ost-West-Handel be­
seitigt Arbeitslosigkeit!“ und 
„Schafft sonnige, luftige Woh­
nungen für die Arbeiter!“ 
Sprüchs ohne Realität.

Berlin hätte Arbeit für alle! 
Die von den Kommunisten be­
triebene Spaltung der Stadt und 
ihre Trennung vom Hinterland

Berlin (Eigenmeldung). Nach 
einer Feststellung der Gesundr 
heitsämter in den Bezirken 
Halle, Erfurt und Magdeburg 
hat die Zahl der Augenkrank­
heiten im Vergleich zu 1939 um 
35 Prozent zugenemmen.

Auffallend ist der Anteil der 
Jugendlichen, bei denen Augen­
krankheiten gegenüber 1939 um 
50 Prozent zugenommen haben. 
Als Ursache werden die an­
haltenden Stromsperren und die 
mangelhaften Lichtquellen in 
den Schulen und in den Haus­
haltungen bezeichnet.

Nsub Störsender
Berlin (AP). Unter strenger 

Geheimhaltung werden gegen­

hat den Westberlinern diese Ar­
beit genommen. Mit ein Grund, 
weshalb sich die SED vergeb- 

• lieh müht, die Arbeitslosen 
Westberlins für politische De­
monstrationen zu mißbrauchen. 
Solange Ostberliner Kreislei­
tungs-Funktionäre bei SED- 
Krawallen „arbeitslose Westber­
liner“ imitieren müssen, bleibt 
bewiesen, daß auch die West­
berliner die Hauptursache ihrer 
Arbeitslosigkeit erkennen.

Ost - West - Handel? Warum 
nicht? Aber keinesfalls, wenn 
damit der Zonenbevölkerung die 
lebensnotwendigsten Waren ent­
zogen werden und die SED im 
Westen strategische Güter für 
den Ostblock einkaufen will. 
Der kleine Ost-West-Handel 
blüht in Berlin. Aber: Im We­
sten der Stadt kann jeder frei 
kaufen und im Osten verlangt 
man beim Einkauf den Perso­
nalausweis !

Sonnige, luftige Wohnungen 
für die Arbeiter? Leben die 
Ostbefiliner Arbeiter sonniger 
und luftiger als die in West­
berlin? Der Westberliner Senat 
hat durch offene Klarlegung der 
Bautätigkeit nachgewiesen, daß 
in Westberlin das Vielfache von 
Wohnungen gegenüber dem Neu­
bau im Ostsektor entsteht. Nur 
baut man hier keine staatliche 
Renommierstraße. Wenn der 
Westberliner Senat auf sämtliche 
Handelsware einen 200-prozen­
tigen „HO“-Zoll legen würde, 
finanzierte er vermutlich den 
Neubau eines ganzen Stadt­
bezirks. Die Westberliner wür­
den sich bedanken.

wärtig in einigen Ostberliner 
Betrieben etwa 250 kleinere 
Störsender gebaut, berichtet der 
ü nt er suchimgs an ss chu ß f  reihe it- 
licher Juristen. Durch den Ein­
satz dieser Sender soll der Emp­
fang der westlichen Radiostatio­
nen in der Sowjetzone weiter 
erschwert werden.

Gefährliche Straßenbahnen
Berlin (Eigenmeldung). „Prak­

tisch 60 Prozent aller Straßen­
bahnwagen“ müßten aus dem 
Verkehr gezogen werden, da sie 
den allgemeinen Verkehrssicher­
heitsbestimmungen nicht ent­
sprechen, verlautet aus der tech­
nischen Leitung der Ostberliner 
Verkehrsgesellsehaft.

Augenerkranktmgen durch Stromsperre



„Sieig' ersi hier auf, mal sehen, 
ob du saüelfesi bist!"

N ur f lü s t e r n , . .

Geographie
Ein Fremder, der Berlin besucht, möchte 

sich die Sehenswürdigkeiten der Stadt an- 
sehen. Zufällig gerät er in den Ostsektor.

„Was ist denn hier am sehenswertesten?“ 
fragt er einen Volkspolizisten.

„Die Stalinallee!“
Der Fremde sieht sich die Stalinallee an.
„Und was ist der größte Neubau hier seit 

1945?“ fragt er dann einen FDJler.
„Die Sowjetbotsehaft.“
Was denn in dieser Stadt wohl am sorg­

fältigsten gehütet werde, fragt der Fremde 
später am Brandenburger Tor. Diesmal hat 
er einen Arbeiter erwischt. Mit sichtlichem 
Abscheu meint der: „Wenn mich nicht alles 
täuscht, die rote Fahne da auf dem Tor!“

Die Linden entlang zieht gerade W iedel’ 
ein Festzug mit Fahnen und den Bildern 
der sowjetischen Parteigrößen.

Yöllig verwirrt wendet sich der Fremde 
wieder an einen Straßenpassanten: Wo denn 
das Schloß geblieben sei? „Gibt es nicht 
mehr!“ Und der Lustgarten? „Der heißt 
jetzt Marx-Engels-Platz.“ Und der Schle­
sische Bahnhof? „Der heißt jetzt Ost­
bahnhof. “

Sinnend geht der Fremde weiter. Da 
spricht ihn auf der Schloßbrüeke ein an­
derer, ebenso verwirrter Fremder an: „Was 
ist denn das hier für ein Fluß, die Spree?“

Sieht der erste Besucher ihn müde an: 
„Das habe ich zuerst auch gedacht. Aber wir 
irren uns bestimmt. Das ist die Wolga!“

Sorgen hinter östlichen Kulissen
Es ist in Bereichen der Dik­

tatur verhältnismäßig- leicht, 
den erforderlichen Applaus auch 
da. zu inszenieren, wo er infolge 
der Abneigung der Bevölkerung 
gegen das Regime gar nicht 
vorhanden ist. Bei Funkdarbie­
tungen kann man ihn nach Be­
darf einblenden. Bei politischen 
und „kulturellen“ Veranstaltun­
gen ermöglicht die kaderweise 
angetretene Claque die „frene­
tische“ Beifallskundgebung.

Die Schwierigkeit beginnt 
erst da, wo der Applaus uner­
wünscht ist, wo er sogar ganz 
deutlich zum Protest wird. Zum 
peinlichen Protest, den selbst 
der SSD kaum verfolgen kann. 
So schwitzt der in Pankow so 
überaus geschätzte Intendant 
des Ostberliner Deutschen Thea­
ters, Langhoff, bei jeder Don- 
Carlos-Aufführung Blut und 
Wasser. Jeweils vor dem ent­

sprechenden Auftritt beschwört 
er hinter den Kulissen den 
Darsteller des Marquis Posa, 
bei allem klassischen Elan 
diesen einen einzigen Satz, der 
so offenbar an den Grund­
pfeilern des roten Regimes rüt­
telt, nur so ganz nebenbei, ganz 
sanft und unbetont zu sprechen. 
Es ist vergebens. Und wenn 
auch nur zephirgleich dieser Satz, 
von der Bühne gehaucht wird 
„Sire, geben Sie Gedankenfrei­
heit!“ : Er wird verstanden. Er 
wurde ja erwartet, den ganzen 
Abend schon. Und der Sturm 
bricht los. Die Szenerie steht 
starr, bis ganz allmählich der 
Beifall verrauscht. Und Herr 
Langhoff faßt sieh verzweifelt 
ans fortschrittliche Haupt.

In Potsdam ist es die linien­
treue Kunstwächterin Wein­
traut, Intendantin des Pots­
damer Landestheaters, die be­
schwörend die Hände hebt. „Sie

müssen es erreichen“, flüstert 
sie mit bedrängter Stimme der 
ratlosen Darstellerin von Brechts 
„Mutter“ zu, „daß dieser Satz, 
gerade dieser einzige Satz, keinen 
Applaus herausfordert!“ Und 
gehorsam säuselt die einge­
schüchterte Schauspielerin: „Und 
wie es. ist, bleibt es nicht.“ Ob­
wohl ihr hier jede kleinste 
Sprechpause untersagt ist, tram­
pelt die Menge im Parkett be­
reits vor Begeisterung. Und erst 
nach minutenlanger Pause folgt 
die ebenso bezeichnende und 
vom Publikum ungeduldig er­
wartete Stelle: „Wenn die
Herrschenden gesprochen haben, 
werden die Beherrschten 
sprechen!“

Herr Brecht ist freilich über 
jeden Verdacht der Sabotage 
erhaben, denn er hat dieses 
Stück bei Gorkis Roman seiten- 
w'eisö ab geschrieben. Aber wie 
es eben so geht. . .



Weggenossen durchs neue Jahr „Weltall-Botschaften''
Kunst, Landschaft und Humor in neuen Kalendern

Mau sollte alle Tage wenigstens ein gutes Gedicht lesen, ein 
treffliches Bild ans eben, empfiehlt Goethe. Diesem Wunsche 
kommen in ständig steigender Zahl die vielen Bildkalender 
entgegen, die in diesen Wochen von den westdeutschen Ver­
lagen für das kommende Jahr herausgebracht wurden.
Der „ H y p e r i o n - K u n s t -  

k a l e n d e r  195 4“ des Kurt 
Besch. Verlages in München 
bringt jede Woche eine neue 
Graphik, und dazu erscheint je­
desmal ein neues Gedicht, wo­
bei auch die lebenden Lyriker 
zu ihrem Recht kommen.

Ein kleines Kunstwerk für 
sich ist der „ M i n n e s ä n ­
g e r - K a l e n d e r “ (Wolde- 
mar Klein-Verlag, Baden-Ba­
den). Er bietet 12 Farb- und 
Golddrücke aus der Manessischen 
Handschrift.

Unter den vielen Jahreswei- 
sern für den Naturfreund nimmt 
„ F a u l  E i p p e r s  T i e r ­
k a l e n d e r "  (Piper-Verlag, 
München) eine besondere Stel­
lung ein. Die Auswahl seiner 
Fotos und Texte zeugt von Sach­
kenntnis und Liebe zur Tier­
welt.

Erinnerungen an unverges­
sene deutsche Heimat erweckt 
der Kalender „ P o m m e r -  
sc ' he K o s t b a r k e i t e n “ 
(Verlag Chr. v. d. Ropp, Ham­
burg). Hier sind mit Geschmack 
und Sachkenntnis Zeugnisse deut­
scher Kultur aus dieser Ost­
provinz zusammengetragen und 
erläutert.

Wer die Schönheiten der eige­
nen Heimat dem Trip in die 
Ferne vorzieht, dem sei ganz 
besonders der „ B e r l i n - K a ­
l e n d e r  “ (herausgegeben von . 
Wolfgang Stapp) empfohlen. 
Auf 26 Großbildern hat der be­
kannte Berliner Fotograf Fritz 
Eschen Landschaft und Archi­
tektur, Gegenwart und Vergan­
genheit Berlins festgehalten.

Aber auch an den Humor -ist

gedacht. Und hier ist zunächst 
der bewährte „ K a l e n d e r  
m i t  H u m o r “ des Verlages 
Middelhauve, Opladen, zu nen­
nen. Er erscheint unter dem Ti­
tel „Wie die Zeit vergeht“. Die 
köstlichen, oft hintergründigen 
Zeichnungen stammen — wie im­
mer — von Olaf Gulbransson, 
die Verse der kritischsten und 
schärfsten deutschen Federn 
wurden von Paul Schaaf aus­
gewählt.

Neuerdings ist es gelungen, 
im britischen Cavendish-Labo- 
ratorium in Cambridge und auf 
den kalifornischen 'Sternwarten 
Mount Wilson und Palomar die 
Ursprungsstellen geheimnisvol­
ler „Radiobotschaften“ aus dem 
Weltall zu lokalisieren und op­
tisch nachzuweisen.

Zwei dieser „Sender“ im Welt­
all wurden als in Bewegung be­
findliche Gasnebel in den Stern­
bildern Cassiopeia und Puppis, 
also im Bereich unseres Milch­
straß en-Systems, und ein drit­
ter als die Stelle eines gewal­
tigen Zusammenstoßes im Stern­
bild des Schwans außerhalb der 
Milchstraße festgestellt.

Die Sprache des deutschen Ostens
„Kann die deutsche Sprache 

schnauben,
Schnarchen, poltern, donnern, 

krachen,
Kann sie doch auch spielen, 

scherzen,
Liebeln, güt ein, kürmeln, 

lachen.“
Unter diesem Motto nach den 

Worten Friedrich v. Logaus 
stand ein Streifzug durch die 
Mundarten von Königsberg bis 
Breslau im Berliner Studenten- 
haus. Veranstalter waren der 
Deutsche Sprachverein und die 
Stiftung Haus der ostdeutschen 
Heimat.

Prof. Dr. Altenberg sprach in 
seinen einführenden Worten 
vom Sinn der Mundartpflege 
zur Förderung des Heimat- 
gedankens. Vor allem müsse 
man bemüht sein, der Jugend 
das mundartliche Sprachgut zu 
vermitteln, damit es nicht in 
Vergessenheit gerate.

Von allen Gütern der Heimat 
-sei allein die Sprache unzerstör­

bar. Wohl habe man uns die 
Landschaft nehmen können, 
nicht aber die Sprache. Gerade 
die Mundarten des deutschen 
Ostens dürften deshalb nicht 
verlorengehen. Durch die An­
siedlung der Ostdeutschen in 
den anderen deutschen Sprach­
gebieten sei die Gefahr gegeben, 
daß sich ihre Mundarten ab- 
schlifTen und anglichen. Der 
Deutsche Sprachverein habe es

Filme im Amerika-Haus
Ständige kostenlose Filmvor­

führungen mit den neuesten 
Wochenschauen werden für Be­
sucher aus dem Ostsektor Ber­
lins und der Ostzone im 
A m e r i k a h a u s  a m N o l -  
l e n d o r f  p l a t z  gezeigt: 

Täglich ab 13 Uhr in stünd­
licher Folge. Letzte Vorführung 
um 17 Uhr. Sonnabends Beginn

um 14 Uhr; sonntags Beginn um 
15 Uhr.

Jugendfilmstunde für Kinder 
aus dem Ostsektor und der Ost­
zone jeden Somitag um 14 Uhr.

Außerdem in der L e s e -  
s t u b e  i n  N e u k ö l l n ,  
Boddinstraße Ecke Karl-Marx- 
Straße: montags bis freitags 
20 Uhr, sonnabends 19 Uhr und 
20 Uhr.

SSO, herliören l
Der kleine TAG wird ver­

sandt und verteilt ohne Rück­
sicht auf die politische Ge­
sinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Empfänger 
sogar besonders beliebt, 
denn sie haben es nötiger 
als andöre, die Wahrheit zu 
erfahren. Wer Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
wird, kann den kleinen TAG 
also ruliig bei der Polizei 
oder beim Bürgermeister­
amt oder bei seiner Dienst­
stelle abgeben. übrigens 
wird er auch dort gern 
gelesen.

sich daher zur Aufgabe ge­
macht, hier helfend und stützend 
einzugreifen, um das überkom­
mene Gut zu erhalten.
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